
Bekanntmachung 
des Landratsamtes Nordsachsen 

zum Vollzug des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
Az.:  413/Ger/106.11-8.6.3.2/TO-0334-16-2 

vom 27.10.2020 

Gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBL I S.  94),  das zuletzt  
durch Artikel  117 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBL I S.  1328) geändert  
worden ist ,  wird folgendes bekannt gemacht:  

Die Agrargut Malkwitz,  Feldstraße 3 in 04779 Wermsdorf OT Malkwitz beantragte 
die Genehmigung gemäß § 16 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche,  Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz -  BlmSchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBL I S.  1274),  das zuletzt  durch Artikel  103 
der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBL I S.  1328) geändert  worden ist ,  für die 
wesentl iche Änderung der Biogasanlage durch Errichtung und Betrieb eines 
weiteren Blockheizkraftwerkes am Standort  Feldstraße 3 in 04779 Wermsdorf OT 
Malkwitz,  Gemarkung Malkwitz,  Flurstücke 196/4 und 196/1.  
Die Biogasanlage ist  der Nummer 8.6.3.2 der Anlage 1 zur Verordnung über 
genehmigungsbedürft ige Anlagen - 4.  BlmSchV in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Mai 2017 (BGBL I S.  1440) zuzuordnen. 

Der Anwendungsbereich des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
ergibt  sich aus § 1 i .  V. m. Anlage 1 UVPG. Die Biogasanlage ist  der Nummer 1.2.2.2 
der Anlage 1 des UVPG zuzuordnen. Für das Vorhaben ist  gemäß § 9 Abs.  4 UVPG 
eine allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht)  durchzuführen. 

Die Vorprüfung des Landratsamtes Nordsachsen hat  ergeben, dass eine UVP-Pflicht 
nicht vorliegt,  weil  das Vorhaben erhebliche nachteil ige Umweltauswirkungen nicht 
hervorrufen kann. 
Folgende Gründe werden für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht nach Anlage 3 zum 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung als wesentl ich angesehen: 

Die Auswirkungen des Vorhabens hinsichtl ich der von der Gesamtanlage 
verursachten Zusatzbelastung luftgetragener Schadstoffe sind nicht relevant.  Die 
mit  dem Betrieb der Anlage verbundenen Lärmemissionen führen nicht zu 
nachteil igen Veränderungen der Lärmimmissionen. Durch das Vorhaben sind keine 
erheblichen nachteil igen Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Wasser und Boden 
zu erwarten.  Ebenso berührt  das Vorhaben keine naturschutzrechtl ichen Belange,  
welche eine Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern.  Im Ergebnis der Vorprüfung 
war festzustellen,  dass durch die Gesamtanlage im bestimmungsgemäßen Betrieb 
keine nachteil igen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.  
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Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung die vorgenannte Entscheidung des Landratsamtes 
Nordsachsen nicht selbständig anfechtbar ist .  

Torgau, den 27.10.2020 

Landratsamt Nordsachsen 
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Dezernent 
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